Piet Gilhuis und Marleen van Rijswick

Auswirkungen der Wasserrahmenrichtlinie auf das Wasserrecht und das Umweltmanagementgesetz  in den Niederlanden

1. Die niederländische Umsetzung

In diesem Beitrag besprechen wir die Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie in das niederländische Recht. Die Niederlande sind bekanntlich ein wasserreiches und dichtbesiedeltes Land, das außerdem zum Teil unter dem Meeresspiegel liegt. Beim Zustandekommen vieler Entscheidungen wird die Richtlinie in Zukunft daher maßgeblich sein. Trotzdem hat die Umsetzung der Richtlinie keine großen Änderungen in der Gesetzgebung verursacht. In den Niederlanden hat man sich für eine sog. „strikte“ oder begrenzte Umsetzung entschieden.
 Das heißt, dass man sich beschränkt hat auf das, wozu die Richtlinie verpflichtet. Die Umsetzung ist nicht Anlass, zu weiterreichenden Maßnahmen überzugehen, wie z.B. die Einführung eines allgemeinen Wassergesetzes, das konzeptionell an die Wasserrahmenrichtlinie anschließen würde. Es gibt, - übrigens noch nicht besonders deutlich abgesteckte -, Pläne, in absehbarer Zeit zu einem allgemeinen Wassergesetz zu kommen, in das eine Reihe bestehender Wassergesetze eingehen sollten.

Die Rahmenrichtlinie wird möglichst weitgehend durch Einzelbestimmungen in die bereits bestehende Gesetzgebung eingebracht. Im Hinblick auf die Umsetzung werden lediglich im Wasserhaushaltsgesetz und im Umweltmanagementgesetz einige Änderungen angebracht. Sie betreffen hauptsächlich die Umweltqütestandards und das Planungssystem. Obwohl es quantitativ um eine beschränkte Anzahl von Bestimmungen geht, sind im Übrigen die Änderungen für die Entwicklung des Umweltrechts sicher nicht ohne Bedeutung.

Einerseits spricht einiges für den niederländischen Ansatz. Gesetzgebungsverfahren dauern in unserem Land meist relativ lange und das Europarecht verlangt, dass Richtlinien rechtzeitig umgesetzt werden. So gesehen ist eine strikte Umsetzung der Richtlinie zu vertreten. Sogar mit dem Ansatz, für den man sich entschieden hat, ist es jedoch nicht gelungen, die Richtlinie rechtzeitig umzusetzen. Das hätte nämlich am 22.12.2003 der Fall sein müssen. Die Europäische Kommission hat die Niederlande mit Schreiben vom 26. Januar 2004 angemahnt. Die Kommission hat hiermit klargestellt, dass sie es ernst meint mit der Erfüllung der Richtlinie. Beim Stand der Dinge Anfang des Jahres 2004 war ein Zeitpunkt zur abschließenden Umsetzung noch nicht in Sicht.

Andererseits geht man mit einer solchen Art der Umsetzung gewisse Risiken ein. Wenn die anzuwendenen Bestimmungen in der bestehenden Gesetzgebung nicht genügend gemäß den Verpflichtungen aus der Richtlinie ausgelegt werden, kann im Nachhinein doch noch ein Problem entstehen. Wir halten diesen Ansatz daher, auch im Hinblick auf frühere Erfahrungen der Niederlande mit der Umsetzung europäischer Richtlinien, für wenig glücklich. Wir werden versuchen, das in diesem Beitrag anhand einiger Beispiele zu verdeutlichen. Bevor wir auf die Grundzüge der Umsetzung eingehen, ist es für ein gutes Verständnis notwendig, zunächst zum niederländischen System der Wassergesetzgebung
 und zur Beziehung dieser Gesetzgebung zum Umweltmanagementgesetz
 einige Anmerkungen zu machen.

2. Die Wassergesetzgebung und das Umweltmanagementgesetz

2.1 Die Wassergesetzgebung

Auf dem Gebiet der Bewirtschaftung von Gewässern gibt es nicht nur recht viele gesetzliche Regelungen, sondern die Aufgaben und Zuständigkeiten liegen auch bei verschiedenen Behörden. Auf nationalem Niveau ist die zuständige Behörde das Reich, hier vor allem der Minister für Verkehr und Wasserwirtschaft. Daneben spielen auf regionalem Niveau die 12 Provinzen und die 36 Wasserverbände eine wichtige Rolle. Wasserverbände, deren Ursprung aus dem 13. Jahrhundert datiert, sind Zweckkörperschaften, deren Aufgaben auf dem Gebiet der Wasserwehr, des Wasserhaushalts und der Wasseraufbereitung liegen. Kraft autonomer Aufgaben sind sie befugt Satzungen zu erlassen.

Zum Schutz der Wasseroberflächenqualität wurde das Gesetz über die Verschmutzung von Oberflächengewässern eingeführt, mit dem Minister für Verkehr und Wasserwirtschaft und den Wasserverbänden als zuständiger Instanz. Zum Schutz der Qualität der Meeresgewässer gibt es das Gesetz über die Verschmutzung der Meeresgewässer.

Die Grundwasserverwaltung ist Sache der Kompetenz der jeweiligen Provinz. Das Grundwassergesetz regelt die Verteilung des knappen Grundwassers und stellt lediglich Qualitätsanforderungen bezüglich der Infiltration von Wasser ins Grundwasser, und auch dann nur für den Fall, dass man infiltriert im Hinblick auf eine spätere Rücknahme. Ein weitergehender Schutz der Grundwasserqualität muss mit Hilfe des Instrumentariums eines Umweltgesetzes, dem Bodenschutzgesetz, realisiert werden.

In das Wasserhaushaltsgesetz ist das Instrumentarium für die quantitative Oberflächenwasserverwaltung aufgenommen, deren Aufgaben und Kompetenzen vor allem beim Minister für Verkehr und Wasserwirtschaft und den Wasserverbänden liegen. Das Wasserhaushaltsgesetz beinhaltet auch ein Instrumentarium für eine integrale Wasserwirtschaft. Das Wasserhaushaltsgesetz tut dies mit Hilfe eines Planungssystems, das bei der Umsetzung der Rahmenrichtlinie eine wichtige Rolle spielt. Auf das Planungssystem werden wir in 2.3 noch näher eingehen. Die Verwaltung der Staatswasserwerke (wozu auch Flüsse, Nordsee und Wattenmeer gehören) wird reguliert im Gesetz für die Staatswasserwerke und fällt – wie der Name schon vermuten lässt – in die Verantwortung des Staates.
2.2 Die Bedeutung des Umweltmanagementgesetzes

Durch das Inkrafttreten des Umweltmanagementgesetzes im Jahre 1993 hat eine beachtliche Integration des Umweltrechts stattgefunden. Verschiedene Themen aus einzelnen Umweltsektorgesetzen wurden durch eine allgemeine Regelung im Umweltmanagementgesetz ersetzt. Außerdem wurden einige bestehende Gesetze aufgehoben. Das Umweltmanagementgesetz führte jedoch nicht zu einer vollständigen Integration des Umweltrechts. So blieben das Atomgesetz, das Pflanzenschutzmittelgesetz und große Teile des agrarischen Umweltrechts einzeln, außerhalb des Umweltmanagementgesetzes, bestehen.

Obwohl das Gesetz den Schutz der Oberflächengewässerqualität nicht beachtet, ist es dennoch von großer Bedeutung für die Wasserwirtschaft. Dies rührt daher, dass einige Bestimmungen eine gute Abstimmung zwischen Umwelt- und Wasserrecht fördern. Zu nennen sind: Die Koordinationsregelung zwischen der Umwelt- und Wasserqualitätsgenehmigung, die anzuwendenden Artikel des Umweltmanagementgesetzes beim Erteilen der Genehmigungen auf Grund des Gesetzes über die Verschmutzung der Oberflächengewässer und die Regelung der Wasserqütestandards.

1) Für die Einleitung von schädlichen und verschmutzenden Stoffen und  Abfallstoffen in Oberflächengewässer gibt es eine spezielle Genehmigung auf Grund des Gesetzes über die Verschmutzung der Oberflächengewässer. Um trotzdem eine integrale Beurteilung garantieren zu können, wurde eine Koordinationsregelung in das Umweltmanagementgesetz und in das Gesetz über die Verschmutzung der Oberflächengewässer aufgenommen, die eine Abstimmung zwischen beiden Genehmigungen mittels Empfehlungen und Beratung zwischen den verschiedenen zuständigen Organen vorsieht (Provinz oder Gemeinde für Umwelt und Staat oder Wasserverband für Wasser).

2) Außerdem bestimmt das Gesetz über die Verschmutzung der Oberflächengewässer, dass viele Bestimmungen aus dem Umweltmanagementgesetz, die sich auf das Erteilen von Genehmigungen beziehen entsprechende Anwendung finden. Dies betrifft nicht nur das Verfahren und den Rechtsschutz, sondern auch einen großen Teil des Beurteilungsspielraums im Hinblick auf die Entscheidung über die Erteilung einer Genehmigung.

      3)  Des weiteren ist die derzeitige Regelung der Wasserqualitätsziele zum Teil normiert in dem Umweltmanagementgesetz. Die niederländische Wasserqualitätsverwaltung hat gesetzliche Qualitätsziele, die auf Basis des 5. Kapitels (genannt ‘Umweltgütestandards’) des Umweltmanagementgesetzes festgesetzt werden. Hierin sind die europarechtlich zwingenden Qualitätsziele für Gewässer mit einer bestimmten Funktion (Schwimmwasser, Trinkwasser, Fischwasser und Schalentierwasser) enthalten. Darüber hinaus wurden viele nicht-rechtlich bindende Qualitätsziele aufgenommen in Planungen, wie z.B. die Planungen auf Grund des “Wasserhaushaltsgesetzes“ (z.B. in der dritten Wasserhaushaltsnote), aber auch in außergesetzlichen Planungen (wie z.B. die Note Umgang mit Wasser). Das Europarecht verlangt von den Mitgliedstaaten die Umsetzung und Bestimmung vieler Wasserqualitätsziele; nicht nur solcher, die sich aus den Richtlinien mit Qualitätszielen für Gewässer mit einer bestimmten Funktion ergeben, sondern auch Zielsetzungen aus Artikel 7 der Richtlinie 76/464
. Diese Qualitätsziele sollen in rechtlich verbindliche Bestimmungen umgesetzt werden, so dass die Bürger sich darauf vor ihrem nationalen Richter berufen können. Die Feststellung der Qualitätsziele in rechtlich nicht verbindlichen Planungen – wie dies in den Niederlanden geschieht – reicht also nicht aus. 

2.3.
Das Planungssystem im Wasserhaushaltsgesetz 

Um zu einer mehr integralen Wasserbewirtschaftung zu gelangen, wurde in das Wasserhaushaltsgesetz ein Planungssystem aufgenommen, das einen Zusammenhang schaffen soll zwischen den Planungen für verschiedene Verwaltungsniveaus im Hinblick auf Qualität und Quantität sowohl des Grundwassers als auch der Oberflächengewässer. Auf dem Niveau des Staates und der Provinzen gibt es Planungen strategischer Art. Es betrifft eine Wasserhaushaltsnote, bzw. einen provinzialen Wasserhaushaltsplan. Darüber hinaus kennt das Wasserhaushaltsgesetz Verwaltungspläne sowohl auf Staats-, als auch auf Provinzial- und Wasserverbandsniveau. Diese Verwaltungspläne sind operationeller Art. Es gibt jeweils einen Verwaltungsplan für Staatsgewässer und einen Verwaltungsplan für die regionalen Gewässer. Letzterer wird von den Wasserverbänden aufgestellt. Die Verwaltungspläne beziehen sich auf Oberflächengewässer. Die Provinz ist – wie gesagt – zuständig für die Grundwasserquantität und -qualität. Der operationelle Grundwasserverwaltungsplan wurde aufgenommen in den strategischen provinzialen Wasserhaushaltsplan. Alle Pläne, sowohl strategische als auch operationelle, werden alle vier Jahre überarbeitet. Nach Inkrafttreten des Gesetzesentwurfs zur Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie findet eine Überarbeitung alle sechs Jahre statt.

Die Pläne haben das Ziel, für die zuständige Behörde den Rahmen abzustecken, innerhalb dessen sie ihre Maßnahmen ausführt. Dritten gegenüber gewähren die Pläne Einsicht in die Art und Weise, wie die zuständige Behörde mit ihrer Zuständigkeit umzugehen gedenkt. Die Pläne sind damit von indikativer Art. Die zuständige Behörde muss sowohl die eigenen Pläne als auch die Pläne höherer Behörden berücksichtigen. Dritte können aus den Plänen keine unmittelbaren Rechte ableiten. Sofern die zuständige Behörde von ihrem Verwaltungsplan abweicht, muss sie dies deutlich begründen.

2.4.
Koordination mit weiteren Verwaltungszweigen

Die Pläne zur Bewirtschaftung der Wasserressourcen hängen verwaltungstechnisch stark zusammen mit anderen Plänen, die für die Umwelt auf anderen Gebieten der physischen Umwelt von Bedeutung sind: wie z.B. die Raumordnung (verschiedene Noten und Pläne auf dem Gebiet der Raumordnung, oftmals auf Grund des Raumordnungsgesetzes), die Umwelt (nationale, provinziale und kommunale umweltpolitische Pläne, Kanalisationspläne, Abfallpläne, oftmals auf Grund des Umweltmanagementgesetzes), Natur (naturpolitische Pläne auf Grund des Naturschutzgesetzes) und Verkehr und Transport (Verkehrs- und Transportpläne auf Grund des Planungsgesetzes Verkehr und Transport). Auch in diesen Verwaltungszweigen sind sowohl gesetzliche als auch nicht-gesetzliche Pläne zu unterscheiden. Da all diese Pläne sich meistens auf dieselbe physische Umgebung beziehen, müssen sie auf einander abgestimmt werden. Dies wird bei nicht-gesetzlichen Plänen auf ganz unterschiedliche Weisen geschehen, abhängig von den Bedürfnissen der verschiedenen Behörden.

Für die gesetzlichen Pläne gibt es jedoch zwei gesetzlich vorgesehene Abstimmungsmechanismen.

1.
Eine Abstimmung mit Planungsformen auf anderen Verwaltungsgebieten wie Umwelt, Raumordnung, Verkehr und Transport ist garantiert durch eine Abtimmungskonstruktion, die in der Literatur nach einem alten Kinderspiel „Bockspringen“ genannt wird. Diese Konstruktion, die im Raumordnungsgesetz, im Umweltmanagementgesetz, im Wasserhaushaltsgesetz und im Plangesetz Verkehr und Transport festgelegt ist, bedeutet, dass die Politik, so wie sie im letzten Plan festgestellt wurde, maßgeblich ist, wenn in ihm Regelungen enthalten sind, die verwandte Bereiche betreffen.
 Hiermit ist das Problem des Zusammenhanges jedoch nicht gelöst. Die Unterschiede im Verfahren des Zustandekommens der Pläne und die rechtliche Bedeutung des Planungsinhalts machen das ‘Bockspringen’ zu einer lückenhaften Abstimmungsmethode. Evaluationen zeigen ausßerdem, dass diese Konstruktion in der Praxis auch inhaltlich nicht gut funktioniert. Es hat sich herausgestellt, dass beim Festsetzen eines Planes viel zu wenig Rücksicht genommen wird auf dessen Bedeutung für angrenzende politische Bereiche.

2.
Durch das Umweltmanagementgesetz wurde eine obligatorische Auswirkung der gesetzlichen Umwelgütestandards und Pläne der Umweltpolitik gewährleistet. Diese Verpflichtung gilt für Entscheidungen auf Grund einiger Gesetze, die in einer Beilage des Umweltmanagementgesetzes genannt sind.

3. Flussgebietseinheiten und die zuständige Behörde 

Nach dieser Übersicht über einige Aspekte des niederländischen Wasser- und Umweltrechts können wir die Aufmerksamkeit nun auf die Umsetzung richten. 

Zur Umsetzung der Richtlinie werden die Niederlande aufgeteilt in 4 Einzugsgebiete, das der Ems, des Rheins, der Maas und der Schelde. Um dies im niederländischen Gesetzessystem zu verankern, wird ein neuer Artikel 2a in das Wasserhaushaltsgesetz aufgenommen. Die Grenzen der Einzugsgebiete werden festgesetzt durch Rechtsverordnung auf Grund von Artikel 2a Abs. 2 des Wasserhaushaltsgesetzes.
 Alle vier Einzugsgebiete werden auf Grund von Artikel 3 Abs. 3 der Rahmenrichtlinie auch den internationalen Flussgebietseinheiten zugewiesen. Die Niederlande haben also keine nationalen Flussgebietseinheiten. Auch das Grundwasser und die Küstengewässer werden den internationalen Gebietseinheiten zugeteilt.

Im Gesetzesentwurf zur Umsetzung der Richtlinie hat man sich dafür entschieden, an der bestehenden verwaltungsorganisatorischen  Einteilung in den Niederlanden nichts zu ändern. Die vier Pläne zur Bewirtschaftung von Einzugsgebieten werden auf Grund des Wasserhaushaltsgesetzes in die nationale Wasserhaushaltsnote aufgenommen. Der Minister für Verkehr und Wasserwirtschaft wird als koordinierende Autorität, sowohl auf internationalem als auch auf nationalem Niveau, angewiesen.

Die Einteilung in Einzugsgebiete verläuft mitten durch die niederländische verwaltungstechnische Einteilung hindurch. Einige Provinzen und Wasserverbände liegen in mehr als einer Flussgebietseinheit und umgekehrt erstreckt sich eine Flussgebietseinheit auf das Grundgebiet mehrerer Provinzen und Wasserverbände. Dies bedeutet, dass z.B. für das Einzugsgebiet des Rheins 7 Direktionen von „Rijkswaterstaat“ (dies sind die regionalen behördlichen Dienste des Ministeriums für Verkehr und Wasserwirtschaft in der Provinz), 11 Provinzen, und 15 Wasserverbände zusammenarbeiten müssen; hierbei sind die Gemeinden noch nicht berücksichtigt.
 Hinzu kommt noch die nötige Abstimmung mit anderen Verwaltungszweigen wie z.B. Umwelt, Natur, Raumordnung, Landwirtschaft, Verkehr und Transport. Eine gute Abstimmung verschiedener zu treffender Entscheidungen wird zwischen den betroffenen Verwaltungsorganen viel Rücksprache verlangen. Wir vermerken dabei, dass das Gelingen dieser Rücksprache ausschlaggebend ist für die Frage, ob den Verpflichtungen aus der Richtlinie im materiellen Sinne nachgekommen werden kann.

Im neuen Artikel 2b des Wasserhaushaltsgesetzes wird klargestellt, dass der Minister für Verkehr und Wasserwirtschaft die zuständige Instanz ist, die der Europäischen Kommission die obligatorischen Informationen und Berichte liefern wird. Jetzt, da die Aufgaben und Zuständigkeiten innerhalb der niederländischen Wasserbewirtschaftung über viele zuständigen Behörden verteilt sind, gewährleistet eben dieser Artikel 2b, dass dem Minister die benötigten Informationen zur Verfügung stehen. Die Provinzen, Wasserverbände und Gemeinde erstellen die Analysen und Beurteilungen, die gemäß Artikel 5 der Richtlinie benötigt werden. Sie haben dem Minister sowohl die Daten, die mit ihrem Anteil des Wasserhaushaltes in einer Flussgebietseinheit in Zusammenhang stehen, als auch die Daten, die benötigt werden, um in dieser Flussgebietseinheit die Verpflichtungen aus der Wasserrahmenrichtlinie zu befolgen, zur Verfügung zu stellen. Die Ausführung der Rahmenrichtlinie liegt hiermit in einer gemeinsamen Verantwortung, die eine intensive verwaltungstechnische Zusammenarbeit verlangt. Nur wenn diese Zusammenarbeit sehr gut ist, können die ehrgeizigen Ziele der Rahmenrichtlinie erfüllt werden. 

4. Planverpflichtungen

Der Bewirtschaftungsplan für das Einzugsgebiet wird aller Erwartung nach ein umfangreiches Dokument sein, da es hauptsächlich Beiträge aus dezentralisierten Niveaus bündelt und zusammenfasst. Dabei sieht die Rahmenrichtlinie eine schwere Vorbereitungsprozedur vor. Aus dem Grund wird der Einzugsgebietsplan, oder jedenfalls der niederländische Teil eines internationalen Einzugsgebietsplans, ganz in die Wasserhaushaltsnote aufgenommen. Der Inhalt des Einzugsgebietsplans wird also nicht auf die verschiedenen Pläne, die auf Grund des Wasserhaushaltgetzes erlassen werden müssen, verteilt. Vielmehr wird es sich bei dem Plan inhaltlich um ein Produkt der Zusammenarbeit aller beteiligten Instanzen handeln, wobei die Beiträge in erheblichem Maße aus dezentralisierten Niveaus kommen müssen.

Die Planverpflichtungen aus der Rahmenrichtlinie werden in den Niederlanden in dem Wasserhaushaltsgesetz umgesetzt. Das Wasserhaushaltsgesetz betrifft, - wie in  2.1 und 2.3 erwähnt -, die Versorgung des Wasserhaushaltes. Unter den Begriff “Wasserhaushalt” werden in Zukunft jedenfalls auch die Maßnahmen fallen, die die Rahmenrichtlinie für “den guten Zustand des Wassers” für nötig erachtet. Dieser gute Zustand umfasst sowohl ökologische als auch chemische und quantitative Elemente.

Die Änderungen im Wasserhaushaltsgesetz sehen in erster Linie die Umsetzung des Ansatzes der Einzugsgebiete in die verschiedenen Pläne vor. Das Kapitel über die Wasserhaushaltspläne wird im beabsichtigten Ansatz verschiedene Teile der Rahmenrichtlinie umfassen :

a. 
das Maßnahmenprogramm für den niederländischen Teil, dessen Inhalt auf die verschiedenen gesetzlichen Pläne verteilt wird. Dies schließt an die bestehenden Zuständigkeiten der verschiedenen zuständigen Behörden an;

b. 
der niederländische Beitrag zu einem internationalen Einzugsgebietsplan. Falls kein internationaler Plan zu Stande kommt, wird in die (nationale) Wasserhaushaltsnote für jeden “Distrikt” ein nationaler Einzugsgebietsplan aufgenommen;

c.
die Anweisung von wasserhaushaltlichen Systemen oder Teilen hiervon als künstliche oder erheblich veränderte Wasserkörper in den Verwaltungsplänen des Staates und der Wasserverbände, sowie der provinzialen Pläne.

Abweichend vom momentan geltenden Planungssystem werden, neben den Hauptlinien der staatlichen Wasserhaushaltspolitik, auch die Einzugsgebietspläne oder der Beitrag für die internationalen Einzugsgebietspläne in Bezug auf die nationalen Teile der Einzugsgebiete in die nationale Wasserhaushaltsnote aufgenommen. Beim Festsetzen der Note wird bei jedem der gemeinten Teile der Einzugsgebiete Rücksicht genommen auf den jeweiligen internationalen Bewirtschaftungsplan von Einzugsgebieten, bzw. wird diesem Plan Rechnung getragen, sofern dies aus ihm hervorgeht. Neben der ‘Darstellung der allgemeinen Art und des Umfangs der Maßnahmen und Anlagen, die im Hinblick auf Entwicklung, Auswirkung und Schutz nötig sind’, werden auch die ‘von Artikel 11 der Wasserrahmenrichtlinie gemeinten Maßnahmen’, soweit sie auf die Flussgebietseinheiten anwendbar sind, in die Wasserhaushaltsnote aufgenommen. Ähnliche Regelungen werden für sämtliche Pläne, die gemäß des Wasserhaushaltsgesetzes festgesetzt werden, getroffen, so dass jede Maßnahme in gerade den Plan aufgenommen wird, der hierzu am besten passt (siehe Artikel 3, 5, 7 und 9 des Wasserhaushaltsgesetzes).

Dies bedeutet, dass die Pläne für die Bewirtschaftung der Einzugsgebiete für die vier Einzugsgebiete in die Wasserhaushaltsnote aufgenommen werden. Was nun genau Inhalt des Planes zur Bewirtschaftung der Einzugsgebiete werden soll, wird unmittelbar aus der Rahmenrichtlinie hergeleitet. Das Wasserhaushaltsgesetz bestimmt hierzu im zukünftigen Artikel 3 Abs. 4: ‘Ein Plan zur Bewirtschaftung der Einzugsgebiete umfasst die Informationen, die gemäß der Beilage VII der Rahmenrichtlinie hierin aufgenommen werden müssen’.

Die Geltungsdauer aller Pläne wird von nun an sechs Jahre betragen.

5. Umweltziele

Die Wasserrahmenrichtlinie hat besonders ehrgeizige Umweltziele. Alle Ziele der jetzigen Wasserrichtlinien werden beibehalten und sogar verschärft. Wenn diesen Wasserqualitätsanforderungen für prioritäre Stoffe entsprochen wird, entspricht das Wasser dem erforderlichen guten chemischen Zustand. Die Rahmenrichtlinie geht aber weiter. Sie führt ein neues Ziel ein: den guten Zustand, der nicht nur aus einem guten chemischen Zustand, sondern auch aus einem guten ökologischen Zustand besteht.

Diese ökologischen Ziele sind für unser Land eine Neuigkeit. Sie verlangen, dass alle Gewässer die Anforderung erfüllen, dass ein gesundes Öko-System besteht, das nahezu identisch ist mit dem natürlichen, noch nicht verschmutzten und durch menschliche Eingriffe belasteten Zustand der Gewässer. Dies wird für die Niederlande keine einfache Aufgabe sein. Es gibt bei uns nicht mehr so viele Gewässer, die noch nahezu in einem sauberen natürlichen Zustand sind. Vor allem die landwirtschaftlichen Organisationen haben daher besorgt reagiert. Sie befürchten, dass ein großer Teil des Ackerlandes verschwinden muss.

Jetzt führt die Rahmenrichtlinie neben Gewässern wie Seen, Flüsse, Küstengewässer und Übergangsgewässer auch eine Kategorie „künstliche oder erheblich veränderte Wasserkörper“ ein. Die Anforderungen im Hinblick auf die ökologischen Ziele sind hier etwas gelockert. Die chemischen Ziele gelten für àlle Gewässer: auch für alle Gräben und Stadtgewässer. In der niederländischen Debatte wurde ein großzügiger Gebrauch dieser Ausnahmeregelungen befürwortet. Denn ist nicht nahezu das ganze niederländische Wassersystem künstlich, weil es durch Menschen angelegt oder beeinflusst ist?
 Nach unserer Ansicht ist dies aber eine leichtsinnige Interpretation der Richtlinie. Außerdem sollte auch die ökologische Qualität der künstlichen oder erheblich veränderten Wasserkörper wenn möglich den natürlichen Stand erreichen. Eine Berufung auf die Ausnahmeregelungen ist, sogar wenn diese anwendbar sein sollten, nur eine kurzfristige Lösung.

Daneben sind die Ambitionen bezüglich der nationalen Qualitätsanforderungen für die übrigen Stoffe (vergleiche die alte Liste II - Stoffe in der Richtlinie 76/464) außerordentlich gering. Das Ambitionsniveau reicht nicht weiter als eine Stand-still-Zielsetzung für das Jahr 2027. Man macht also im Voraus von allen möglichen Ausnahmeregelungen von Artikel 4 der Richtlinie Gebrauch.

Die gesetzliche Regelung für Umweltqütestandards findet sich im 5. Kapitel des Umweltmanagementgesetzes. Hierin werden die Umweltziele des Artikel 4 der Rahmenrichtlinie umgesetzt. Sie müssen in Ausführungsmaßnahmen festgelegt werden; dies kann sowohl in Rechtsverordnungen des Staates als auch in provinzialen Umweltverordnungen geschehen.

Eine Änderung des Umweltmanagementgesetzes ist erforderlich, um den guten ökologischen Zustand pro Wassertyp und die ‘stand-still-Klauseln’ in die Ausführungsmaßnahmen aufnehmen zu können. Mit der Umsetzung der Umweltqualitätsziele in das Umweltmanagementgesetz wird eine der Kernverpflichtungen der Rahmenrichtlinie erfüllt. Denn hierdurch wird der endgültig zu erreichende “gute Zustand” der Gewässer definiert. Im Umweltmanagementgesetz werden außerdem einige Verpflichtungen auf dem Gebiet des Monitoring von Oberflächengewässern und Grundwasservorkommen umgesetzt (Artikel 5.3 Abs. 3 des Umweltmanagementgesetzes), so wie die Registrierung von Schutzgebieten (Artikel 12.11 des Umweltmanagementgesetzes).

Auf Grund des 5. Kapitels des Umweltmanagementgesetzes können Umweltqütestandards im Interesse des Umweltschutzes festgesetzt werden. Unter anderem wird diesem Kapitel ein neuer Artikel 5.2b hinzugefügt, der die Möglichkeit einer Zusammenführung bietet, zwischen einer Rechtsverordnung des Staates  und provinzialen Regelungen zur Umsetzung der national geltenden, nach Wassertyp differenzierenden Qualitätsanforderungen, die gemäß der Rahmenrichtlinie festgestellt werden müssen. Man hat sich für diese rechtliche Konstruktion entschieden, um dem Unterschied zwischen den Normen für (prioritäre) Stoffe und den ökologischen Umweltzielen, die an die Wassertypen anknüpfen, gerecht zu werden. 

Soweit möglich wird der gute ökologische Zustand gemäß den Vorschriften der Rahmenrichtlinie in Form generischer, nach Typ der Oberflächengewässer differenzierender Qualitätsanforderungen durch eine allgemeine Verwaltungsmaßnahme auf Grund von Artikel 5.2b in Verbindung mit Artikel 5.1 des Umweltmanagementgesetzes festgesetzt. In Anbetracht der Tatsache jedoch, dass der ökologische Zustand der Oberflächengewässer sich in einigen Fällen auf Wassertypen oder Naturschutzgebiete bezieht, die lediglich auf regionalem Niveau vorkommen, besteht für diese Fälle die Möglichkeit, die Provinzen zu beauftragen mit der Ermittlung des guten ökologischen Zustandes in Form von Grenzwerten aus provinzialen Umweltsverordnungen über Artikel 5.2b in Verbindung mit Artikel 5.5 des Umweltmanagementgesetzes. Für erheblich veränderte oder künstliche Oberflächenwasserkörper kann das gute ökologische Potenzial auf entsprechende Weise auf nationalem oder provinzialem Niveau bestimmt werden.

Die Rahmenrichtlinie regelt des weiteren das Zustandekommen der chemischen Wasserqualitätsanforderungen für prioritäre Stoffe. In Prinzip sind die Anforderungen für alle Oberflächengewässer gleich, was bedeutet, dass der sich daraus ergebende gute chemische Zustand eine generische Wasserqualitätsanforderung betrifft. Der gute chemische Zustand wird darum gemäß des neuen Artikels 5.2b in Verbindung mit Artikel 5.1 des Umweltmanagementgesetzes geregelt durch eine Rechtsverordnung.

Es wird nicht einfach sein, alle Anforderungen aus der Richtlinie zu erfüllen. Es fragt sich, ob die Niederlande den Anforderungen an die prioritären Stoffe rechtzeitig entsprechen können. Vor allem das Erfüllen der Forderung eines guten ökologischen Zustandes ist eine schwere Aufgabe. Diese Forderungen können nicht erfüllt werden, indem man lediglich bestehende Mittel wie die Begrenzung von Emissionen in den Genehmigungen oder Rechtsverordungen einsetzt. Schwerpunktmäßig wird man sich an der Qualitätsanforderungen orientieren, wofür man sich in den Niederlanden bisher nicht großartig interessiert hat.
 Dies erfordert auch einen viel umfangreicheren Einsatz der rechtlichen und verwaltungstechnischen Mittel. Die Rahmenrichtlinie spricht dann auch von einer kombinierten Ansatz.

So können Ziele lediglich erreicht werden, indem viele faktische Verwaltungsmaßnahmen getroffen werden, wie z.B. natürlicher Uferschutz, natürlicher Schutz des Wasserstands, das „Wiedermäandern“ von früher kanalisierten Wasserläufen usw. Damit alle Gewässer dem geforderten guten chemischen Zustand entsprechen können, ist ein weitergehender Einsatz von Mitteln aus anderen politischen Bereichen absolut erforderlich. Namentlich die Verschmutzung durch diffuse Quellen erfordert eine Anpassung der Zulassung von Pflanzenschutzmitteln und (Tier)Heilmitteln, einen anderen Gebrauch von Baumaterialien, eine strengere Agrarpolitik – auch bezüglich der Verunreinigung durch Düngemittel. Eine intensive Koordination und Abstimmung wird nicht nur innerhalb der Wasserpolitik selbst erforderlich sein. Vielmehr muss auch eine Zusammenarbeit und Abstimmung mit der Umwelt-, Raumordnungs-, Landwirtschafts-, Verkehrs-, Transport- und Produktpolitik stattfinden. Dies ist natürlich leichter gesagt als getan. Damit überhaupt ein Erfolg erreicht werden kann, sind wesentliche Änderungen erforderlich. So wirken sich Umweltqütestandards z.B. nicht direkt auf die Entscheidungen über die Zulassung von Pflanzenschutzmitteln, die Produktpolitik oder die Bau(material)vorschriften aus.

6. Ergebnis
Eine angemessene Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie ist für die Niederlande keine einfache Aufgabe. Dies wird wahrscheinlich in vielen anderen Mitgliedstaaten auch der Fall sein. Eine schwere Aufgabe kann jedoch auch eine sinnvolle Herausforderung darstellen. Die Rahmenrichtlinie kann auf dem Weg zu einem dauerhaften Schutz der aquatischen Ökosysteme einen wichtigen Impuls geben.

Die Umsetzung trägt auch zu einer Verbesserung des niederländischen Wasser- und Umweltrechts bei. Positive Elemente der Umsetzung sind die nun gesetzlich festgelegten Qualitätsziele, die Verschärfung des stand-still-Prinzips und eine größere Aufmerksamkeit für die Beziehung zwischen Emissionsbegrenzung und dem Qualitätsorientierung. Dies waren Themen, die in der Umsetzung der ‘alten’ Wasserrichtlinien in den Niederlanden zu kurz kamen. Es verdient Anerkennung, dass diese Lücken nun ausgefüllt werden.

Bei der Umsetzungsart ist jedoch noch einiges anzumerken. In den Niederlanden hat man sich entschieden für eine ‘strikte’ Umsetzung der Richtlinie. Die Wasserrahmenrichtlinie wird möglichst weitgehend durch Einzelbestimmungen in die bestehende Gesetzgebung eingeführt. Lediglich im Wasserhaushaltsgesetz und im Umweltmanagementgesetz werden einige Änderungen vorgenommen. Mit dieser minimalistischen Art der Umsetzung sind wir nicht glücklich.

Es kommen Zweifel auf, ob ein über so viele verschiedene Gesetze verteiltes Instrumentarium überhaupt den Verpflichtungen und Zielsetzungen der Richtlinie gerecht werden kann. Diese Zweifel entstehen einerseits auf Grund des beschränkten Umfangs des Gesetzesentwurfs zur Umsetzung der Richtlinie und andererseits auf Grund der nicht besonders klaren Abstimmungs- und Koordinationsbestimmungen für die Flussgebietseinheiten. Auch die Art, auf welche die externe Integration, die Abstimmung mit anderen Verwaltungsgebieten wie Umwelt, Natur, Raumordnung und Landwirtschaft stattfinden soll, ruft Fragezeichen hervor. Umweltqütestandards wirken sich nicht direkt bei der Entscheidung der Zulassung von Pflanzenschutzmitteln oder in der Produktpolitik aus. In vielen Fällen ist es an sich möglich, bei Ausführungsbeschlüssen die Forderungen der Wasserrahmenrichtlinie zu berücksichtigen. Eine explizite gesetzliche Verpflichtung dazu fehlt jedoch. Dadurch werden die Probleme zu sehr auf die Verwaltungspraxis verschoben. So werden Gemeinden im Bereich der Raumordnung z.B. bei der Festsetzung von Bauleitplänen die Richtlinie berücksichtigen müssen. Ein nicht zu unterschätzendes Problem hierbei ist, dass viele bestehende Pläne sehr veraltet sind. Art. 44 des Wohnungsbaugesetzes regelt die Prüfungsgründe bei der Beurteilung von Baugenehmigungen umfassend. Suggestiv werden so falsche Erwartungen bei denen, die eine Genehmigung beantragen, geweckt. In Zukunft wird, soweit nötig, auch an Hand der Rahmenrichtlinie eine Prüfung stattfinden müssen, es sei denn, die Materie wird bereits durch andere gesetzliche Regelungen umfassend behandelt. Es wäre besser gewesen, wenn man in Art. 44 den „Widerspruch zur Rahmenrichtlinie“ explizit als zusätzlichen Grund für die Verweigerung einer Baugenehmigung in das Gesetz aufgenommen hätte.

Für unglücklich halten wir auch, dass in der noch laufenden Debatte über die Umsetzung ein ausweichendes Verhalten zu spüren ist. Auch von offizieller Seite hat man sich dafür ausgesprochen, großzügig Gebrauch zu machen von den Ausnahmeregelungen in der Richtlinie, da große Teile des niederländischen Wassersystems künstlich seien, weil es durch den Menschen angelegt oder beeinflusst sei. Es wird auch die Frage gestellt, in wieweit Möglichkeiten bestehen, neben den in der Richtlinie genannten Ausnahmen, nìcht im Jahre 2015 dem geforderten guten Zustand der Gewässer zu entsprechen. Mit anderen Worten: Müssen die Umweltziele beschrieben werden als knallharte Ergebnis- oder als Bemühungsverpflichtungen, Verpflichtungen, wobei man nur danach streben muss, ihnen zu entsprechen, die jedoch nicht völlig verbindlich sind. Was den guten chemischen Zustand betrifft, so trifft diese Darlegung jedenfalls nicht zu: Die Qualitätsanforderungen aus den verschiedenen vorhandenen Richtlinien werden zur Zeit vom EuGH bereits als Ergebnisverpflichtungen definiert, als solche Verpflichtungen also, denen – notfalls durch faktische Verwaltungsmaßnahmen -, entsprochen werden mùss. Was die Gewässer in Schutzgebieten angeht, lässt die Rahmenrichtlinie hierüber auch keine Undeutlichkeit zu: Der gute Zustand mùss erreicht werden. Der Spielraum könnte höchstens in dem guten ökologischen Zustand und dem guten Zustand des Grundwassers liegen. Hierbei berufen die Niederlande sich auf die Absichten während der Verhandlungen über die Richtlinie. Für besonders stark halten wir dieses Argument jedoch nicht. In der Regel ist dies ein Argument, worum sich der EuGH sich nicht groß kümmert, weil seine Urteile meist auf dem Text der Richtlinien basieren. Bedeutungsvoll erscheint uns auch, dass Deutschland
, genauso wie Flandern übrigens
 bei seiner Umsetzung éine Entscheidung trifft: Alle Umweltziele aus der Rahmenrichtlinie sind Ergebnisverpflichtungen. Wir gehen davon aus, dass die Rahmenrichtlinie Ergebnisverpflichtungen beinhaltet. Dieses Verständnis legen wir so aus, dass es, bis auf die Ausnahmen, die die Richtlinie ausdrücklich nennt, keine Möglichkeiten gibt, den Verpflichtungen bis zum Jahre 2015 nicht nachzukommen.

Desweiteren besteht die Tendenz, einige Entscheidungen hinauszuschieben. Der Plan zur Bewirtschaftung von Einzugsgebieten und das Maßnahmenprogramm müssen erst 2009 zu Stande gekommen sein und die Umweltziele und Normen der Richtlinie müssen erst spätestens 2015 erfüllt sein. Zu unrecht wird hieraus mancherorts der Schluss gezogen, dass noch viel Zeit bleibt. Zur Not könne später noch so manche Änderung in der Verwaltungspraxis oder in der Gesetzgebung angebracht werden. Dies halten wir für eine falsche Vorgehensweise. Wer solch ehrgeizige Ziele zu verwirklichen hat, muss einsehen, dass die Zukunft bereits jetzt begonnen hat. Wir müssen also die Aufgabe, die vor uns liegt, anpacken. Wir zitieren nochmals die Staatssekretärin für Verkehr und Wasserwirtschaft, jedoch jetzt mit einer Äußerung, die uns besser gefällt. ‘Die Rahmenrichtlinie bietet die Chance, einen Fortschritt bei der Ordnung unseres Wassersystems zu verbuchen. So können wir dazu beitragen, dass die Niederlande sicher und bewohnbar werden.’ Die Ausführung der Rahmenrichtlinie findet sie: ‘Ein hartes Stück Arbeit, aber eine schöne Herausforderung’.
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